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Juhalt: Geſetz, betreffend die Fiſcherei der Ufereigenthümer in den Privatflüſſen der Provinz Weſtfalen, 
S. 135. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 140. 


(Nr. 9688.) Geſetz, betreffend die Fiſcherei der Ufereigenthümer in den Privatflüſſen der 
Provinz Weſtfalen. Vom 30. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für die 
Provinz Weſtfalen, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 1. 

Die Ausübung der dem Eigenthümer eines Ufergrundſtückes als ſolchen 
zuſtehenden Fiſcherei (Anlieger- oder Adjazentenfiſcherei) ift, ſoweit auf Grund des 
gegenwärtigen Geſetzes Fiſchereibezirke gebildet werden, in dieſen nur nach Maß— 
gabe der nachfolgenden Beſtimmungen geſtattet. 


H. 2. 
Unberührt bleiben: 
1) die auf beſonderem Rechtstitel beruhenden Fiſchereien, 
2) die mittelſt ſtändiger Vorrichtungen ausgeübten Fiſchereien ($$. 5, 20 
und 28 des Fiſchereigeſetzes für den Preußiſchen Staat vom 30. Mai 
1874, Geſetz-Samml. S. 197 ff.), ſofern dieſelben vor Erlaß des 
gegenwärtigen Geſetzes beſtanden haben, 
3) die Fiſchereien von Genoſſenſchaften ($$. 9 und 10 des Geſetzes vom 
30. Mai 1874). 
$ 3. 
Die Fiſchereibezirke ſind entweder ſelbſtändige oder gemeinſchaftliche. Ueber 
die Bildung, Abänderung und Aufhebung derſelben beſchließt der Kreisausſchuß. 
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II. Selbſtaͤndige Fiſchereibezirke. 


$. 4. 

Befinden ſich die gegenüberliegenden Ufer eines Privatfluſſes in ununter⸗ 
brochener Erſtreckung auf mindeſtens 500 Meter im Eigenthume einer Perſon 
oder im Miteigenthume mehrerer Perſonen, ſo muß auf deren Antrag durch 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes aus den entſprechenden Flußſtrecken einſchließlich des 
etwa überſchießenden, nur an einem Ufer vorhandenen Beſitzſtandes ein ſelbſtändiger 
Fiſchereibezirk gebildet werden. 

§. 5. 


Unabhängig von dieſen Bedingungen kann der Kreisausſchuß auch für 
kürzere Strecken und nur für ein Ufer nach Anhörung des Oberfiſchmeiſters einen 
ſelbſtändigen Fiſchereibezirk bilden, wenn er dieſes im fiſchereiwirthſchaftlichen 
Intereſſe für zuläſſig erachtet. 

. 

Grenzt an einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk eine Flußſtrecke, welche weder 
einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk, noch einen Theil eines gemeinſchaftlichen Fiſcherei⸗ 
bezirks bildet, ſo ſind die Ufereigenthümer verpflichtet, die Fiſcherei in der Fluß⸗ 
ſtrecke dem Inhaber des ſelbſtändigen Fiſchereibezirks auf deſſen Antrag gegen 
eine, in Ermangelung gütlicher Vereinbarung, durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
feſtzuſetzende Entſchädigung zu überlaſſen. Gegen den Beſchluß iſt der Antrag 
auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren binnen zwei Wochen 


zuläſſig. 
$. 7 


Stehen die Grundſtücke eines ſelbſtändigen Fiſchereibezirks im Miteigenthume 
von mehr als drei Perſonen, im Eigenthume einer juriſtiſchen Perſon, Aktien⸗ 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung, einer eingetragenen Genoſſenſchaft oder Waſſergenoſſenſchaft, 
ſo darf die Fiſcherei nur durch Verpachtung genutzt, oder durch Bevollmächtigte 
oder angeſtellte Fiſcher ausgeübt werden. 

Ueber die Art der Ausübung iſt in Landkreiſen dem Landrath, in Stadt- 
kreiſen der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen; bis zur Anzeige ruht die Fiſcherei. 


III. Gemeinſchaftliche Fiſchereibezirke. 
§. 8. 

Flußſtrecken, welche weder einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk ($$. 4 und 5), 
noch einen Theil eines Fiſchereibezirkes ($. 6) bilden, können durch Beſchluß des 
Kreisausſchuſſes zu einem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke vereinigt werden. 
Der gemeinſchaftliche Fiſchereibezirk ſoll ſich in der Regel auf eine zuſammen⸗ 
hängende Flußſtrecke von mindeſtens drei Kilometern erſtrecken und thunlichſt beide 
Ufer umfaſſen. 
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5,9, 

Die Verwaltung der Angelegenheiten eines gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirkes 
erfolgt durch die Geſammtheit der betheiligten Grundeigenthümer (Sifchereiver- 
ſammlung). 

Die Aufſicht über dieſe Verwaltung führt der Kreisausſchuß. 

Iſt ein Fiſchereibezirk in mehreren Kreiſen belegen, ſo wird die zuſtändige 
Behörde durch den Bezirksausſchuß beſtimmt. 

Die Fiſchereiverſammlung iſt beſchlußfähig, ſofern ſämmtliche betheiligte 
Grundeigenthümer mindeſtens eine Woche vorher in ortsüblicher Weiſe geladen ſind. 

Die Gemeindevorſteher haben einem Anſuchen des Fiſchereivorſtehers um 
Ladung zu entſprechen. 

Die Beſchlüſſe der Erſchienenen ſind für die Ausgebliebenen verbindlich. 

Grundeigenthümer, welche außerhalb der betheiligten Gemeinden wohnen, 
haben zur Entgegennahme von Zuſtellungen einen in einer dieſer Gemeinden 
wohnenden Bevollmächtigten zu beſtellen und dem Fiſchereivorſteher namhaft 
zu machen. 

Jeder Grundeigenthümer kann ſich durch einen von ihm mit ſchriftlicher 
Vollmacht verſehenen betheiligten Grundeigenthümer in der Fiſchereiverſammlung 
vertreten laſſen. 

Kein Bevollmächtigter kann mehr als ein Drittel aller Stimmen führen. 


$. 10. 

Die Fiſchereiverſammlung faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 
In Ermangelung anderweiter Vereinbarung hat jeder Ufereigenthümer mindeſtens 
eine Stimme, bei längeren Uferſtrecken für je zehn Meter eine Stimme; über⸗ 
ſchießende Bruchtheile werden nicht mitgezählt. Kein Betheiligter kann mehr 
als ein Drittel aller Stimmen auf ſich vereinigen. Das Stimmverhältniß 
wird durch den Fiſchereivorſteher feſtgeſtellt und iſt in den betheiligten Gemeinden 
ortsüblich bekannt zu machen. Gegen die Feſtſetzung des Stimmverhältniſſes 
findet innerhalb zwei Wochen die Klage beim Kreisausſchuſſe ſtatt. 


$. 11. 

Die Berufung und Leitung der Fiſchereiverſammlung, die Vorbereitung 
und Ausführung ihrer Beſchlüſſe, die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
des Fiſchereibezirkes, ſowie die Vertretung der Eigenthümer der Ufergrundſtücke 
in einem Verfahren auf Ablöſung einer Fiſchereiberechtigung liegen dem Fiſcherei— 
vorſteher ob. 

Der Amtmann, in Städten der Bürgermeiſter, iſt befugt, in der Fiſcherei⸗ 
verſammlung den Vorſitz, jedoch ohne Stimmrecht, zu übernehmen, imgleichen 
die Einberufung einer ſolchen Verſammlung anzuordnen. 

Zuſtändig iſt derjenige Amtmann (Bürgermeiſter), in deſſen Amtsbezirk 
der Vorſteher ſeinen Wohnſitz hat. 
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Der Fiſchereivorſteher wird erfimalig aus der Zahl der betheiligten Grund— 
eigenthümer von dem Kreisausſchuſſe auf drei Jahre ernannt. Demnächſt wird 
der Vorſteher von der Fiſchereiverſammlung mit einfacher Stimmenmehrheit auf 
ſechs Jahre gewählt, kommt eine ſolche Wahl nicht zu Stande, fo erfolgt die 
Ernennung des Vorſtehers durch den Kreisausſchuß. In gleicher Weiſe kann für 
den Fiſchereivorſteher ein Stellvertreter beſtellt werden. 


$. 12. 


Die Fiſcherei in einem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke darf nur durch 
Verpachtung genutzt, oder durch einen angeſtellten Fiſcher ausgeübt werden. 


$. 13. 


Die Reineinnahmen werden jährlich durch den Fiſchereivorſteher unter die 
betheiligten Grundbeſitzer, und zwar Mangels beſonderer Vereinbarung nach Ver⸗ 
hältniß der Uferlänge vertheilt. Vorher ſind Abrechnung und Vertheilungsplan 
in jeder Gemeinde während der Dauer von zwei Wochen öffentlich auszulegen, 
nachdem Ort und Beginn der Auslegung in den betheiligten Gemeinden orts- 
üblich bekannt gemacht ſind. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche gegen den Vertheilungsplan beſchließt 
der Fiſchereivorſteher. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage beim Kreisausſchuſſe ſtatt 


IV. Vorſchriften für felbftändige und gemeinſchaftliche Fiſchereibezirke. 


$. 14. 


Die nach §§. 5, 6 und 8 gebildeten Fiſchereibezirke können durch Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes nach Ablauf von drei Jahren aufgehoben oder abgeändert 
werden, wenn der Kreisausſchuß dieſes im fiſchereiwirthſchaftlichen Intereſſe für 
nothwendig erachtet. 

9.15. 

In Beſchlüſſen, durch welche Fiſchereibezirke gebildet, abgeändert oder auf 
gehoben werden, iſt der Zeitpunkt des Inkrafttretens anzugeben. Sie ſind bei 
ſelbſtändigen Fiſchereibezirken den einzelnen Betheiligten beſonders und bei gemein⸗ 
ſchaftlichen Fiſchereibezirken ortsüblich bekannt zu machen. 


$. 16. 

Auf die Ausübung der Fiſcherei in den nach dieſem Geſetze gebildeten 
Fiſchereibezirken finden die §§. 8 und 12 des Geſetzes vom 30. Mai 1874, fo 
wie Artikel II des Geſetzes vom 30. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 228) mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß als Aufſichtsbehörde der Kreisausſchuß 
anzuſehen iſt. 
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5.17, 

Der zur Ausübung der Fiſcherei Berechtigte und ſeine Gehülfen dürfen 
die zu dem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke gehörigen oder dem ſelbſtändigen 
Fiſchereibezirke angeſchloſſenen ($. 6) fremden Ufergrundſtücke, Brücken, Wehre 
und Schleuſen inſoweit betreten, als dies zur Ausübung der Fiſcherei erforderlich 
iſt. Ausgenommen ſind diejenigen Grundſtücke, welche dauernd vollſtändig ein⸗ 
gefriedigt find oder, ohne dies zu fein, durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes aus⸗ 
geſchloſſen worden find. Zur vollſtändigen Einfriedigung gehört eine Ein⸗ 
friedigung des Flußufers nicht; im Uebrigen entſcheidet der Kreisausſchuß darüber, 
was für dauernd vollſtändig eingefriedigt zu erachten iſt. 

Für den beim Betreten verübten Schaden haftet der Fiſchereibezirk (F. 8), 
ſowie der zur Ausübung der Fiſcherei Berechtigte ($. 12), ein jeder aufs Ganze, 
entſtehendenfalls unter Vorbehalt des Rückgriffs auf den Beſchädiger. 

Die Feſtſetzung der Höhe der Entſchädigung erfolgt in Ermangelung 
gütlicher Vereinbarung durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes. Gegen den Beſchluß 
iſt Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren binnen 
zwei Wochen zuläſſig. 

$. 18. 

Die auf Grund dieſes Geſetzes zu faſſenden Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes 

ergehen auf Antrag eines Betheiligten, des Landraths oder der Ortspolizeibehörde. 


§. 19. 

In Stadtkreiſen tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes in den Fällen 
der 86.9 und 16 der Stadtausſchuß, in den übrigen Fällen der Bezirks- 
ausſchuß. 

$. 20. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1895 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 30. Juni 1894. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. 


— 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


J) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Mai 1894, durch welchen der Aktien— 


geſellſchaft Saatziger Kleinbahnen zu Stargard im Kreiſe Saatzig das 
Enteignungsrecht zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des 
zum Bau und Betriebe einer Kleinbahn von Stargard nach Zamzow 
mit Abzweigung von Alt⸗Damerow bis zur Grenze der Kreiſe Saatzig 
und Naugard in der Richtung auf Daber in Anſpruch zu nehmenden 
Grundeigenthums verliehen worden iſt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Stettin Nr. 26 S. 187, ausgegeben am 29. Juni 1894; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Mai 1894, durch welchen der Aktien— 


geſellſchaft Greifenhagener Kreisbahnen zu Greifenhagen das Enteignungs⸗ 
recht zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum Bau 
und Betriebe einer Kleinbahn von Greifenhagen nach Wildenbruch in 
Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums verliehen worden iſt, durch 
das Amtsblatt der Königl. Staatsregierung zu Stettin Nr. 26 S. 187, 
ausgegeben am 29. Juni 1894. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


